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Verband Hochschule und Wissenschaft

Rundschreiben Nr. 2/2019

= Aktuelle Termine
Vortriage zum Thema Pensionierung

Fiir die meisten Professorinnen und Professoren ist
die Pensionierung ein Buch mit sieben Siegeln, des-
sen Inhalt erst zum Zeitpunkt der Pensionierung
plotzlich sichtbar wird. Um Thnen eine Hilfestellung
zu geben, veranstaltet der Landesverband des vhw
zwei Vortrdge zum Thema ,Pensionierung — was
sollte ich wissen®.

Der erste Vortrag findet statt am 26.06.2019 an
der Hochschule Aalen ab 17:30 im Aula- und Hor-
saalgebaude, Raum OG 1.02 statt. Anmeldung
bitte bis zum 24.06.2019 an geschaeftsstel-
le@vhw-baden-wuerttemberg.de

Der zweite Termin ist am 10.07.2019 an der Tech-
nischen Hochschule Ulm (Ort und Zeit werden noch
bekannt gegeben).

11! Sollten Sie IThre Fragen noch nicht gestellt
haben, senden Sie diese bitte an die Redak-
tion oder die Geschiftsstelle !!!

= GWK verabschiedet Zukunftsvertrag
»Studium und Lehre stirken®
Am 03.05.2019 verabschiedete die Gemeinsame
Wissenschaftskonferenz (GWK), in der die Wissen-
schafts- und Finanzministerien von Bund und Lan-
dern vertreten sind, den Zukunftsvertrag ,Studium
und Lehre stdrken®. Er soll ab 2020 Nachfolger des
auslaufenden Hochschulpaktes werden soll. Aus der
Pressemitteilung: ,Er wird es den Hochschulen er-
lauben, thre mit dem Hochschulpakt 2020 aufge-
bauten Studienkapazititen zu erhalten und zu-
gleich die Verbesserung der Qualitdt von Studium
und Lehre voranzutreiben. Denn durch die dauer-
hafte Finanzierung des Zukunftsvertrags erhalten
die Hochschulen langfristige finanzielle Planungs-
sicherheit. Sie wird es thnen ermdglichen, die unbe-
fristete Beschdftigung von wissenschaftlichem und
kiinstlerischem Personal auszuweiten und gezielt in
Qualitdtsverbesserungen zu investieren.” Der Bund
wird in den ersten 3 Jahren 1,88 Mrd. € und danach
dauerhaft 2,05 Mrd. € bereitstellen. Die Linder
miissen diese Mittel aus eigenem Etat verdoppeln.
Es bleibt abzuwarten, ob die Ldnder — wie in der
Vergangenheit (siehe ndchste Meldung) — erneut
alle moglichen Buchungstricks anwenden, um ihre
Eigenbeteiligung nominal zwar zu erfiillen, ohne
dabei aber wirklich neues Geld ausgeben zu miis-
sen.

* Rechnungshof kritisiert Verwendung der
Gelder des Hochschulpaktes 2020

Kurz nach der Einigung in der GWK iiber die Nach-
folge des Hochschulpaktes veroffentlichte der Bun-
desrechnungshof seine Kritik an dem aktuellen
Hochschulpakt: ,Das Programm zur Aufnahme zu-
sitzlicher Studienanfianger hat wichtige seiner Ziele
verfehlt: Trotz der Bundesférderung verschlechterte
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sich die Betreuung der Studierenden. Damit ist
nicht nur fraglich, ob ein qualitativ hochwertiges
Studium gewdhrleistet wird. Fraglich ist auch, ob
das Programm in vollem Umfang ursachlich war fiir
die Aufnahme zusitzlicher Studienanfinger an den
Hochschulen. Ob alle Linder die Gesamtfinanzie-
rung des Programms im vereinbarten Umfang ge-
leistet haben, lasst sich nicht nachvollziehen. In ein-
zelnen Lindern sanken die pro Kopf-Ausgaben fiir
Studierende. ... Hierbei handelte es sich um Baden-
Wiirttemberg, Berlin, Nordrhein-Westfalen, Saar-
land und Schleswig-Holstein. ... Bei der Betrachtung
der vier Lander mit dem bis zum Jahr 2013 hochs-
ten Studierendenzuwachs zeigte sich ein iiberdurch-
schnittlicher Riickgang der Pro Kopf Ausgaben in
Baden-Wiirttemberg und Nordrhein-Westfalen.
Wichtige Ziele hat es [das Programm zur Aufnahme
zusidtzlicher Studienanfinger] verfehlt: Durch die
Verschlechterung der Betreuungsquoten ist fraglich,
ob ein qualitativ hochwertiges Studium gewahrleis-
tet werden kann. ...”

Dabei ist immer davon die Rede, dass sich ,,die Be-
treuung der Studierenden® verschlechtert, als ob
die Kolleginnen und Kollegen ihre Hdnde in den
Schofi legen wiirden. Nur sehr versteckt wird er-
wdhnt, dass deutlich mehr Studierende zugelassen
als Kolleginnen und Kollegen eingestellt wurden.
Auch werden die Verantwortlichen — namlich die
Wissenschaftsministerien der Ldnder — nicht klar
benannt. Es darf nicht vergessen werden, dass Mi-
nisterin Bauer die Besetzung unbefristeter Stellen
fiir Forschung und Lehre im Angestelltenbereich
mit diesem Geld explizit iiber den Staatshaushalts-
plan verboten hatte. Als Konsequenz haben die
meisten Rektorate das getan, was moglich war und
die Verwaltung statt des Mittelbaus ausgebaut.

» Kritik an Novelle des Berufsbildungsge-
setzes

Nachdem das Bundeskabinett am 15. Mai den Ent-
wurf einer Novelle des Berufsbildungsgesetzes ver-
abschiedet hatte, forderte der Prasident der Hoch-
schulrektorenkonferenz (HRK), die neuen Bezeich-
nungen ,Bachelor professional® bzw. ,Master pro-
fessional“ miissten gedndert werden. So werde Ver-
wirrung im Bildungssystem gestiftet, ohne dass der
Stellenwert der beruflichen Bildung gestarkt wiirde.
Es handle sich bei den geplanten ,Zusatz-
Bezeichnungen“ um eine Neuauflage von Vorschla-
gen, die schon vor Jahren aus gutem Grunde nicht
umgesetzt wurden.

Die Bezeichnungen ,Bachelor” bzw. ,Master” be-
nennen international akzeptierte Hochschulab-
schliisse. Eine Ubertragung in den Bereich der be-
ruflichen Bildung ist weniger aussagekrdftig als
die etablierten eindeutigen Bezeichnungen ,,Meis-
ter”, ,, Techniker*in“ oder ,,Fachwirt®.



* High Noon am Bodensee: Razzia an der
HTWG Konstanz

Nicht erfreut waren einige Mitglieder des vhw Ba-
den-Wiirttemberg am 07. Mai, als sie plotzlich —
teilweise wahrend der Vorlesung — zu ihrem Biiro
gerufen wurde, wo man ihnen einen Durchsu-
chungsbefehl wegen der sogenannten Zulagenaffire
vor die Nase hielt. Gemeint ist die fehlerhafte Zah-
lung von Leistungsbeziigen sowie Forschungszula-
gen. Der Tatvorwurf lautet: ,,Untreue” bzw. ,Beihilfe
zur Untreue“. Hintergrund ist der Beschluss des
Landtags vor einem halben Jahr, die grobsten Feh-
ler der Anderung des Landesbesoldungsgesetzes aus
dem Jahre 2014 (gegen das der vhw Baden-
Wiirttemberg immer noch klagt) zu reparieren. Die
betroffenen Kolleginnen und Kollegen wurden
durchsucht, weil ihnen ihre Hochschule schon im
Jahre 2015 einen Ausgleich fiir gekiirzte Leistungs-
beziige gewiahrt hatte, den sie erst 2018 hitten be-
antragen diirfen. Im zweiten Fall ging es um die
Zahlung von Forschungszulagen, die nach Ansicht
des Rechnungshofs zu Unrecht gewidhrt wurden.
Ministerin Bauer behauptet, dass das Land eine
Handreichung formuliert habe, unter welchen Um-
stinden diese gezahlt werden diirfen. Das stimmt
sogar — allerdings stammt die Handreichung aus
dem Sommer 2018, das betreffende Gesetz aber aus
dem Jahr 2010. Dort heiBt es: ,,Das fiir die jeweilige
Hochschule zustidndige Ministerium wird erméch-
tigt, durch Rechtsverordnung das Niahere zur Ge-
wiahrung von Forschungs- und Lehrzulagen zu re-
geln, insbesondere zum Vergabeverfahren, zur Zu-
stiandigkeit sowie zu den weiteren Voraussetzungen
und Kriterien der Vergabe.”

Das MWK hat mit 8 Jahren Verspdtung festge-
stellt, dass die Hochschulen einer Rechtsverord-
nung hdtten folgen miissen, die es nicht gab. Es liegt
auf der Hand, wer da den schwarzen Peter hat.

» Lange Forderungsliste an Regierungs-
fraktionen

Auf der Sitzung des baden-wiirttembergischen Lan-
deshauptvorstandes am 13. Mai 2019 mahnte BBW-
Landesvorsitzender Kai Rosenberger gegeniiber den
beiden Vorsitzenden der Regierungsfraktionen An-
dreas Schwarz (Biindnis 9o/Die Griinen) und Wolf-
gang Reinhart (CDU) dringende Reformen an:
Uberarbeitung des Besoldungsgefiiges, Riicknahme
der Beihilfeverschlechterungen aus dem Jahr 2013,
Angleichung der Wochenarbeitszeit fiir den Beam-
tenbereich sowie ,BW-Bonus” fiir die Jahre 2019 bis
2012. Nach 11 Jahren des wirtschaftlichen Auf-
schwungs und den vielen Beamten-Sonderopfern
der vergangenen Jahre sei es an der Zeit, das Ta-
rifergebnis zeitgleich und vollumfinglich auf die
Beamtinnen und Beamten sowie die Versorgungs-
empfingerinnen und -empfanger zu iibertragen.

Es muss das Ziel sein, den Besoldungsriickstand zu
anderen Bundeslindern und zum Bund endlich
aufzuholen. Leistung soll sich doch lohnen!

* Und nun 2 gute Nachrichten:
Die Universitdt Hohenheim hat als erste Universitat
eine neue Moglichkeit des Landeshochschulgesetzes

(§ 38 Abs. 6a S. 4 LHG) genutzt und Professorin Dr.
Petra Kluger von der HAW Reutlingen als assozi-
ierte Professorin in die Fakultit Naturwissen-
schaften berufen. Diese neue Kooperationsform er-
moglicht forschungsstarken Professorinnen und
Professoren der HAWSs eine Zusammenarbeit ,auf
Augenhohe“ besonders bei der Einwerbung von
Forschungsgeldern und der Promotionsbetreuung.

Eine Umfrage der Hochschulrektorenkonferenz
(HRK) bei den Universitidten ergab einen deutlichen
Anstieg von Promotionen von FH/HAW-
Absolvent*innen fiir die Priifungsjahre 2015 bis
2017 — ein Anstieg von iiber 26 Prozent gegeniiber
2012 bis 2014. Anders als die befragten Fakultdten
und Fachbereiche betrachteten es 89 Prozent der
Universititsleitungen als moglich, Professor*innen
an kooperativen Promotionsverfahren zu beteiligen.
Trotz dieser kleinen Schritte besteht jedoch noch ein
weiter Spielraum fiir Uberzeugungsarbeit, insbe-
sondere bei den Fakultdten der Universitdten.

* Nachtrag zum Rundschreiben 1/2019

Bei einem Gedankenaustausch zum letzten Rund-
schreiben erhob sich die Frage, was mit den Leis-
tungsbeziigen zum Ende einer Amtsperiode ge-
schehen solle, wenn man im Amt des Dekans wie-
dergewahlt wird oder aus dem Amt der Prodekanin
in das der Prorektorin wechselt. Das Gesetz re-
gelt nicht klar, wie der ,,Wegfall“ definiert
ist, daher schlagen wir Thnen folgendes vor:
»,Bezugnehmend auf Artikel 3 des Gesetzes zur An-
derung des Landesbesoldungsgesetzes Baden-
Wiirttemberg und anderer dienstrechtlicher Vor-
schriften vom 24.10.2018 beantrage ich hiermit
Ausgleichsleistungsbeziige im Zusammenhang mit
dem Ende meiner befristeten Leistungsbeziige in
Hohe von ..., die ich bis zum ... fiir die Ausiibung
des Amtes eines ... erhalten habe.,

[Folgendes nur, falls die Funktionsbeziige im Rah-
men einer Wahl im selben oder einem anderen
Amt, z.B. als Dekan -> Dekan, Prodekan -> Prorek-
tor o.4. direkt weiter gewdhrt wurden] ,Ich weise
Sie darauf hin, dass ich seit dem ... erneut befriste-
te Leistungsbeziige in Hohe von ... fiir die Aus-
iibung des Amtes eines .... erhalte, und bitte Sie, zu
priifen ob damit der Tatbestand des Wegfalls der
befristeten Leistungsbeziige gemaB Artikel 6, Ab-
satz (1) des o.g. Gesetzes erfiillt ist.”

Der Antrag sollte schon dann iiber Thre
Hochschule beim LBV gestellt werden,
wenn eine Amtsperiode zu Ende geht, oder
wenn sich wihrend der Amtsperiode der
Leistungsbezug indert.

Sollte das LBV Thnen dann wegen der erneuten
Gewidhrung keine Ausgleichsleistungsbeziige zah-
len und Sie auf den Zeitpunkt des ,endgiiltigen
Wegfalls“ verweisen, bewahren Sie diesen Brief im
eigenen Interesse unbedingt auf. Sollten Sie ange-
stellt sein und deswegen keinen Ausgleich erhalten,
informieren Sie bitte den vhw Baden-
Wiirttemberg. Bitte informieren Sie auch pensio-
nierte Kollegen.

Hrsg., v.f.d.I.: Verband Hochschule u. Wissenschaft Baden-Wiirttemberg, Landesvorstand
Redaktion: Prof. Dr. Elke Platz-Waury. drepw@aol.com




	 GWK verabschiedet Zukunftsvertrag „Studium und Lehre stärken“

